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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 29. Mai 1969 

III/l — 68070 — E — Di 2/1/69 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Niederlassungsrecht in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie des Rates über die Verwirklichung der 
Niederlassungsfreiheit und des freien Dienstleistungsver- 
kehrs für die selbständigen Tätigkeiten der Forschung, der 
Gestaltung, der Beratung und der Anwendung auf tech- 
nischem Gebiet, 

eine Richtlinie des Rates zur Festsetzung der Einzelheiten 
der Ubergangsmaßnahmen für die Tätigkeiten der For- 
schung, der Gestaltung, der Beratung und der Anwendung 
auf technischem Gebiet, 

eine Richtlinie des Rates zur Koordinierung der Rechts- 
und Verwaltungs Vorschriften über die Ausbildung des 
Ingenieurs. 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 8. Mai 
1969 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissions- 
vorschlägen ist vorgesehen. 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihren Vorschlägen über- 
mittelte Begründung sowie der Vorschlag für eine Empfehlung 
des Rates betreffend das Großherzogtum Luxemburg beigefügt. 

Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

Katzer 
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Vorschlag einer Richtlinie 

über die Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit und des 
freien Dienstleistungsverkehrs für die selbständigen Tätigkei- 
ten der Forschung, der Gestaltung, der Beratung und der 
Anwendung auf technischem Gebiet 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN, 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 54 Absatz 2 und 3, Artikel 63 Absatz 2 
und 3; 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit ! ), insbesondere auf Abschnitt IV C; 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen des freien Dienstlei- 
stungsverkehrs 2 ), insbesondere auf Abschnitt V C; 

auf Vorschlag der Kommission-, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments; 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses; 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Allgemeinen Programme sehen die Aufhe- 
bung jeder auf der Staatsangehörigkeit beruhenden 
diskriminierenden Behandlung bei der Niederlas- 
sung und im Dienstleistungsverkehr für die in der 
Gruppe 833 der CITI-Nomenklatur 3 ) aufgeführten 
Tätigkeiten der technischen Dienste vor Ablauf der 
zweiten Stufe vor. 

Der Ausdruck „Tätigkeiten der Forschung, der 
Gestaltung, der Beratung und der Anwendung auf 
technischem Gebiet" ist eine Zusammenfassung aller 
unter diese Gruppe fallenden Tätigkeiten; er um- 
faßt daher das ganze Gebiet der technischen Dienste. 

Bestimmte Tätigkeiten dieses Bereiches fallen je- 
doch auf Grund ihrer Eigenart und der Ausbildung, 
die sie voraussetzen, unter eine besondere Rege- 
lung und bilden in den Rechtsvorschriften mehrerer 
Mitgliedstaaten eine besondere Gruppe von Tätig- 
keiten. Es empfiehlt sich deshalb, diese Tätigkeiten 


') Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15, Januar 1962, Seite 36/62 

L> ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, Seite 32/62 

:i ) „Classification Internationale Type, par Industrie, de 
toutes les branches d'activite economique" 
{Internationale Standard-Gewerbeklassifizierung der 
gesamten wirtschaftlichen Tätigkeiten) 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 13. Juli 1964, Seite 1880/64 und 1863/64 


aus dem Anwendungsbereich dieser Richtlinie aus- 
zuklammern und sie zum Gegenstand besonderer 
Richtlinien zu machen. Dies gilt insbesondere für die 
selbständigen Tätigkeiten des Architekten, des 
Agronomen, des Landmessers, des Biologen und 
des Beraters auf dem Gebiet des gewerblichen 
Rechtsschutzes. 

Diese Richtlinie findet auf Industriegesellschaften 
des Baugewerbes keine Anwendung. Diese fallen 
vielmehr unter die beiden Richtlinien des Rates 
vom 7. Juli 1964 über die Verwirklichung der Nie- 
derlassungsfreiheit und des freien Dienstleistungs- 
verkehrs für die selbständigen Tätigkeiten der be- 
und verarbeitenden Gewerbe der CITI-Hauptgrup- 
pen 23 bis 40 (Industrie und Handwerk) sowie über 
die Einzelheiten der Ubergangsmaßnahmen auf dem 
Gebiet der selbständigen Tätigkeiten der be- und 
verarbeitenden Gewerbe der CITI-Hauptgruppen 
23 bis 40 (Industrie und Handwerk) 4 ). 

Diese Richtlinie erfaßt mit dem Ausdruck „Gesell- 
schaften" in Artikel 1 lediglich Zusammenschlüsse 
von Berufsangehörigen, die die Form einer Gesell- 
schaft im Sinne von Artikel 58 gewählt haben. Die 
Richtlinie sieht auf diesem Gebiet nur die Auf- 
hebung der Beschränkungen vor. Sie läßt daher 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitglied- 
staaten unberührt, die ohne Ansehen der Staats- 
angehörigkeit die Ausübung einer der unter diese 
Richtlinie fallenden Tätigkeiten durch Gesellschaf- 
ten verbieten oder von bestimmten Bedingungen 
abhängig machen. 

Gleichzeitig mit der Aufhebung der auf der Staats- 
angehörigkeit beruhenden Diskriminierungen ist 
auch die Beseitigung der in den nationalen Rechts- 
vorschriften enthaltenen Bestimmungen zu gewähr- 
leisten, die auf Grund ihrer Eigenart Behinderungen 
darstellen, die hauptsächlich oder ausschließlich die 
Ausländer treffen. 

In mehreren Mitgliedstaaten gibt es öffentlich- 
rechtliche Berufsorganisationen oder Einrichtungen 
mit Zwangsmitgliedschaft. Für die von dieser Richt- 
linie begünstigten Staatsangehörigen der Mitglied- 
staaten muß deshalb die Möglichkeit des Beitritts 
zu diesen Organisaionen oder Einrichtungen sicher- 
gestellt werden. Im übrigen würde im Falle einer 
Dienstleistung das Erfordernis der an eine feste und 
dauerhafte Tätigkeit im Aufnahmestaat gebundenen 
Mitgliedschaft wegen des vorübergehenden Charak- 
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ters der Tätigkeit zweifellos eine Behinderung für j 
den Dienstleistungserbringer darstellen; sie ist da- 
her abzulehnen. Allerdings sollte in diesem Fall 
die Einhaltung der Berufsordnung, über die diese 
öffentlich-rechtlichen Organisationen zu wachen 
haben, sichergestellt werden. Zu diesem Zweck 
wurde vorbehaltlich der Anwendung von Artikel 62 
des Vertrages die Möglichkeit vorgesehen, von den 
Begünstigten eine an die zuständige Behörde ge- 
richtete Mitteilung über ihre Absicht zu fordern, 
Dienstleistungen zu erbringen — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN : 

A r t i k e 1 1 , 

Die Mitgliedstaaten beseitigen zugunsten der in 
Abschnitt I der Allgemeinen Programme zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungs- 
freiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs auf- ' 
geführten natürlichen Personen und Gesellschaften 

— im folgenden Begünstigte genannt — die in Ab- 
schnitt III der Programme genannten Beschränkun- 
gen für die Aufnahme und Ausübung der in Arti- 
kel 2 bezeichneten Tätigkeiten. 

Artikel 2 

Die Vorschriften dieser Richtlinie gelten für die 
in Gruppe 833 der Anlage II des Allgemeinen Pro- i 
gramms zur Aufhebung der Beschränkungen der | 
Niederlassungsfreiheit genannten selbständigen ] 
Tätigkeiten der Forschung, der Gestaltung, der Be- 
ratung und der Anwendung auf technischem Gebiet, j 

Artikel 3 

Vom Anwendungsbereich dieser Richtlinie ausge- 
schlossen sind die selbständigen Tätigkeiten j 

— des Agronomen, 

— des Architekten, 

— des Biologen, 

— des Landmessers, 

— des Beraters auf dem Gebiet des gewerblichen 
Rechtsschutzes. 

Artikel 4 

1. Die Mitgliedstaaten beseitigen vor allem die 
Beschränkungen, 

a) welche die Begünstigten daran hindern, sich 
unter den gleichen Bedingungen und mit den 
gleichen Rechten und Pflichten wie Inländer im 
Aufnahmeland niederzulassen oder dort Dienst- 
leistungen zu erbringen; 

b) welche sich aus einer Verwaltungs- oder Berufs- j 
praxis ergeben, die darauf hinausläuft, daß die | 
Begünstigten eine gegenüber Inländern unter- ; 
schiedliche Behandlung erfahren. 

2. Zu den zu beseitigenden Beschränkungen gehö- 
ren vor allem solche, die in Vorschriften enthalten j 


sind, welche eine Niederlassung oder Dienstleistung 
der Begünstigten in folgender Weise verbieten oder 
beschränken: 

a) in Belgien: 

durch das Erfordernis einer „carte profession- 
nelle" (Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Februar 
1965, Moniteur Beige vom 26. Februar 1965); 

b) in Italien: 

durch das Erfordernis der italienischen Staats- 
angehörigkeit (Artikel 7 des Königlichen Erlasses 
Nr. 2537 vom 23. Oktober 1925, Gazzetta Ufficiale 
vom 15. Februar 1926); 

[c) in Luxemburg: 

durch die begrenzte Gültigkeitsdauer der Aus- 
ländern nach Artikel 21 des luxemburgischen 
Gesetzes vom 2. Juni 1962 erteilten Genehmi- 
gungen (Memorial A, Nr. 31, vom 19. Juni 1962)]. 

Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, daß ihre Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften, oder Verwaltungs- 
praktiken, die die in Artikel 2 bezeichneten Tätig- 
keiten betreffen, keine Bedingungen enthalten, die 
nicht durch die Art der betreffenden Tätigkeiten 
selbst gerechtfertigt ist und die hauptsächlich oder 
ausschließlich die Begünstigten dieser Richtlinie 
behindert. 


Artikel 6 

Wird in einem Aufnahmestaat von den eigenen 
Staatsangehörigen für die Aufnahme oder Ausübung 
einer der in Artikel 2 genannten Tätigkeiten die 
Mitgliedschaft bei einer Berufsorganisation oder 
einer Einrichtung des öffentlichen Rechts verlangt, 
oder ist diese Mitgliedschaft in einem Aufnahme- 
staat die gesetzliche Folge der Zulassung zur Aus- 
übung der betreffenden Tätigkeit, so sorgt dieser 
Staat dafür, daß die Staatsangehörigen der anderen 
Mitgliedstaaten 

— im Falle der Niederlassung der Berufsorganisa- 
tion oder der Einrichtung des öffentlichen Rechts 
unter den gleichen Bedingungen und mit den 
gleichen Rechten und Pflichten beitreten wie die 
eigenen Staatsangehörigen. 

Dieser Beitritt zieht das Wahlrecht, die Wählbar- 
keit sowie das Recht auf Zugang zu den leitenden 
Positionen in der Berufsorganisation oder der 
Einrichtung des öffentlichen Rechts nach sich. 
Diese leitenden Positionen können jedoch In- 
ländern Vorbehalten werden, wenn die betref- 
fende Berufsorganisation oder Einrichtung des 
öffentlichen Rechts auf Grund einer Rechtsvor- 
schrift an der Ausübung der öffentlichen Gewalt 
teilnimmt; 

— im Falle einer Dienstleistung von der Mitglied- 
schaft befreit werden. Der Mitgliedstaat kann je- 
doch dem Dienstleistungserbringer vorschreiben, 
daß er, falls seine Dienstleistung einen vorüber- 
gehenden Aufenthalt in seinem Hoheitsgebiet 
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erfordert, die zuständige Behörde, die die Ein- 
haltung der Berufsordnung überwacht, vorher 
unterrichtet. 

Artikel 7 

Die Aufnahmestaaten sorgen dafür, daß die Staats- 
angehörigen der anderen Mitgliedstaaten die Be- 
fugnis erhalten, einer Berufsorganisation privaten 
Rechts unter den gleichen Bedingungen und mit den 
gleichen Rechten und Pflichten wie Inländer beizu- 
treten, soweit ihre berufliche Tätigkeit die Aus- j 
Übung dieser Befugnis mit sich bringt. ' 

Mit dem Beitritt ist das Wahlrecht und im Falle 
der Niederlassung die Wählbarkeit und das Recht 
auf Zugang zu den leitenden Positionen der betref- 
fenden Organsiation verbunden. 

Artikel 8 

1. Verlangt ein Aufnahmestaat von den eigenen 

Staatsangehörigen für die Aufnahme einer der in 
Artikel 2 genannten Tätigkeiten den Nachweis der 
persönlichen Zuverlässigkeit, so erkennt dieser 
Staat bei Staatsangehörigen der anderen Mitglied- 
staaten eine von der zuständigen Behörde des 
Heimat- oder Herkunftstaates ausgestellte Beschei- 
nigung an, aus der hervorgeht, daß die in diesem 
Mitgliedstaat für die Aufnahme der betreffenden 
Tätigkeit geforderten Bedingungen der persönlichen ; 
Zuverlässigkeit erfüllt sind. j 

Wird im Heimat- oder Herkunftstaat für die Auf- ! 
nähme der betreffenden Tätigkeit ein derartiger 
Nachweis nicht verlangt, so kann der Aufnahme- j 
Staat von Staatsangehörigen dieses Heimat- oder ■ 
Herkunftstaates einen Strafregisterauszug und, so- 
weit der Strafregisterauszug nicht ausreicht, um das 
Vorliegen der im Aufnahmestaat geforderten Bedin- 
gungen nachzuweisen, eine von der zuständigen 
Behörde des Heimat- oder Herkunftstaates ausge- 
stellte Bescheinigung vorlegen, die der im Auf- 
nahmestaat geforderten Urkunde entspricht. 

2. Bestehen im Heimat- oder Herkunftstaat und im 
Aufnahmestaat Rechtsvorschriften über die Einhal- 
tung der Standesregeln bei der Ausübung einer der 
in Artikel 2 genannten Tätigkeiten, so erhält der 
Aufnahmestaat auf entsprechendes Ersuchen die er- 
forderlichen Auskünfte. Aus diesen müssen die 
gegen den Betreffenden verhängten Disziplinarstra- 
fen und beruflichen Sanktionen ersichtlich sein. 

Die Mitgliedstaaten sorgen für die vertrauliche 
Übermittlung dieser Angaben. Die Mitgliedstaaten 
entscheiden weiterhin in eigener Zuständigkeit über 
die Rechtswirkungen, welche die in einem anderen 
Mitgliedstaat verhängten Disziplinarstrafen oder be- 
ruflichen Sanktionen in ihrem Hoheitsgebiet haben. 

3. Verlangt ein Mitgliedstaat von den Begünstigten 
für die Aufnahme oder die Ausübung einer der in 
Artikel 2 genannten Tätigkeiten den Nachweis, daß 
sie vorher nicht in Konkurs gegangen sind, und 
enthalten die für die Angehörigen der anderen 
Mitgliedstaaten gemäß Absatz 1 und 2 erteilten Aus- 
künfte einen solchen Nachweis nicht, so nimmt der 


| betreffende Staat von den Angehörigen der anderen 
I Mitgliedstaaten eine eidesstattliche Erklärung an, 
die der Betreffende vor der zuständigen Behörde, 

| einem Notar oder einer entsprechend bevollmäch- 
tigten Berufsorganisation des Heimat- oder Her- 
kunftstaates abgegeben hat. 

Verlangt der Aufnahmestaat den Nachweis der 
finanziellen Leistungsfähigkeit, so erkennt er ent- 
sprechende Bescheinigungen von Banken des Hei- 
mat- oder Herkunftstaates oder in Ermangelung der- 
artiger Unterlagen eine von der zuständigen Be- 
hörde des Heimat- oder Herkunftstaates ausge- 
stellte Urkunde als gleichwertig mit den in seinem 
eigenen Hoheitsgebiet ausgestellten Bescheinigun- 
gen an. 

4. Die Bescheinigungen nach Absatz 1 und 3 dürfen 
bei ihrer Vorlage nicht älter als 3 Monate sein. 

5. Die Vorschriften dieses Artikels gelten für die 
Niederlassung von Staatsangehörigen eines Mit- 
gliedstaates in einem anderen Mitgliedstaat. 

6. Die Mitgliedstaaten bezeichnen innerhalb der in 
Artikel 13 festgesetzten Frist die für die Ausstellung 
der obengenannten Schriftstücke und Auskünfte zu- 
ständigen Behörden und Stellen und unterrichten 
darüber unverzüglich die anderen Mitgliedstaaten 
und die Kommission. 


Artikel 9 

1. Verlangt ein Aufnahmestaat von den eigenen 
Staatsangehörigen für die Aufnahme oder Ausübung 
einer der in Artikel 2 genannten Tätigkeiten die 
Erfüllung einer der in Artikel 7 aufgeführten Vor- 
aussetzungen, so erkennt der betreffende Mitglied- 
Staat im Falle der Erbringung von Dienstleistungen 
bei den Dienstleistungserbringern der anderen Mit- 
gliedstaaten anstelle der in Artikel 7 genannten 
Schriftstücke, Erklärungen und Bescheinigungen 
eine von der zuständigen Behörde des Heimat- oder 
Herkunftstaates ausgestellte Einheitsurkunde an. 

2. Die in Absatz 1 genannte Einheitsurkunde darf 
bei ihrer Vorlage nicht älter als 12 Monate sein. 

3. Die Mitgliedstaaten bezeichnen innerhalb der 
in Artikel 13 festgesetzten Frist die für die Erteilung 
der obengenannten Urkunde zuständigen Behörden 
und Stellen und unterrichten darüber unverzüglich 
die übrigen Mitgliedstaaten und die Kommission. 


Artikel 10 

Ist in einem Aufnahmestaat das Recht auf Führung 
einer Berufsbezeichnung für eine der in Artikel 2 
genannten Tätigkeiten gesetzlich geregelt, so er- 
kennt dieser Staat den Staatsangehörigen der ande- 
ren Mitgliedstaaten, die die in Artikel 1, 2 oder 3 
der Richtlinie . . . vorgesehenen Bedingungen er- 
füllen, das Recht auf Führung der Berufsbezeich- 
nung und ihrer Abkürzung zu, die im Aufnahme- 
staat diesen Ausbildungsbedingungen entspricht. 
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Artikel 11 

Verlangt ein Mitgliedstaat von seinen Staats- 
angehörigen für die Aufnahme oder Ausübung einer 
der in Artikel 2 genannten Tätigkeiten eine Eides- 
leistung, so sorgt dieser Mitgliedstaat dafür, daß 
den Staatsangehörigen der anderen Mitgliedstaaten, 
welche die Eidesformel des Aufnahmestaates nicht 
benutzen können, eine geeignete gleichwertige 
Formel zur Wahl gestellt wird. 


Artikel 12 

Die Mitgliedstaaten gewähren ihren Staatsange- 
hörigen, die sich zur Ausübung einer der in Artikel 2 


genannten Tätigkeiten in einen anderen Mitglied- 
staat begeben, keinerlei Beihilfen, durch welche die 
Niederlassungsbedingungen verfälscht werden könn- 
ten. 

Artikel 13 

Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Maß- 
nahmen in Kraft, um dieser Richtlinie innerhalb 
eines Jahres nach ihrer Bekanntgabe nachzukom- 
men, und unterrichten die Kommission unverzüglich 
darüber. 

Artikel 14 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Vorschlag einer Richtlinie 

zur Festsetzung der Einzelheiten der Übergangsmaßnahmen für 
die Tätigkeiten der Forschung, der Gestaltung, der Beratung 
und der Anwendung auf technischem Gebiet 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 57 Absatz 1 und Artikel 66; 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit 1 ), insbesondere auf Abschnitt V Absatz 2 
und 3; 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen des freien Dienstlei- 
stungsverkehrs-), insbesondere auf Abschnitt VI 
Absatz 2 und 3; 

auf Vorschlag der Kommission; 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments; 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses; 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Allgemeinen Programme sehen nicht nur die 
Aufhebung der Beschränkungen vor, sondern auch 
die Notwendigkeit der Prüfung, ob vor, gleichzeitig 
mit oder nach der Aufhebung der Beschränkungen 
eine gegenseitige Anerkennung der Diplome, Prü- 
fungszeugnisse oder sonstigen Befähigugnsnach- 
weise, die die Aufnahme und die Ausübung der in 
Frage stehenden Tätigkeiten betreffen, sowie eine 
Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften über die Aufnahme und die Ausübung die- 
ser Tätigkeiten erforderlich ist oder ob gegebenen- 
falls bis zu dieser Anerkennung oder Koordinierung 
Ubergangsmaßnahmen getroffen werden müssen. 

In mehreren Mitgliedstaaten bindet das Gesetz 
die Aufnahme und die Ausübung der Tätigkeiten 
der Forschung, der Gestaltung, der Beratung und der 
Anwendung auf technischem Gebiet an den Besitz 
eines Diploms. Darüber hinaus sind in allen Mit- 
gliedstaaten die Ausbildungsbezeichnungen und in 
einigen Mitgliedstaaten die Berufsbezeichnungen 
gesetzlich geregelt. 

Wegen der Tragweite dieser Bestimmungen ist 
es insbesondere in Anbetracht der Vielzahl der 
technischen Zweige schwierig, gleichzeitig mit der 


J ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, S. 36/62 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, S. 32/62 


Aufhebung der Beschränkungen sämtliche Maßnah- 
men einzuführen, die die gegenseitige Anerkennung 
der Diplome ermöglichen würden; dies muß später, 
aber so rasch wie möglich erfolgen. 

Bis zur gegenseitigen Anerkennung der Diplome, 
Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungsweise 
muß zur leichteren Verwirklichung der Niederlas- 
sungsfreiheit und des freien Dienstleistungsver- 
kehrs sichergestellt werden, daß der Begünstigte 
mindestens berufliche Kenntnisse besitzt, die denen 
der Inländer vergleichbar sind. Zu diesem Zweck 
sind Übergangsmaßnahmen zu treffen, durch die im 
wesentlichen bewirkt wird, daß diejenigen Aufnah- 
mestaaten, die für die Aufnahme einer der in Rede 
stehenden Tätigkeiten ein Diplom vorschreiben, die 
Durchführung eines bestimmten Studienganges so- 
wie die rechtmäßige und tatsächliche Ausübung der 
Tätigkeit während eines angemessenen Zeitraumes 
als ausreichenden Befähigungsnachweis anerkennen. 

Die in dieser Richtlinie vorgesehenen Maßnah- 
men verlieren ihre sachliche Rechtfertigung, sobald 
die gegenseitige Anerkennung der Diplome ver- 
wirklicht worden ist — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

1. Jeder Mitgliedstaat erkennt die von den ande- 
ren Mitgliedstaaten ausgestellten Befähigungsnach- 
weise betreffend die Tätigkeiten der Forschung, der 
Gestaltung, der Beratung oder der Anwendung auf 
technischem Gebiet an, soweit diese Befähigungs- 
nachweise den in Absatz 2 dieses Artikels festge- 
legten Kriterien entsprechen und wenn zusammen 
mit ihnen die in Absatz 3 bezeichnete Bescheinigung 
vorgelegt wird; er verleiht ihnen auf seinem Ho- 
heitsgebiet die gleiche Wirkung wie den von ihm 
selbst nach den gleichen Kriterien ausgestellten Be- 
fähigungsnachweisen. 

2. Die in Absatz 1 bezeichneten Kriterien sind die 
folgenden: 

— - ein nach erfolgreicher Beendigung eines voll- 
ständigen Ausbildungsganges von mindestens 
4 Jahren in einer Lehranstalt mit Hochschulaus- 
bildung in der betreffenden Tätigkeit entspre- 
chenden Fachrichtung erworbenes Abschluß- 
diplom; 
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— der Ausdruck „Lehranstalt mit Hochschulausbil- 
dung" bezeichnet sowohl die Universitäten als 
auch die Lehranstalten, die von den Mitglied- 
staaten ihres Sitzes als nach Wesen und Rang 
einer Universität gleich angesehen werden. 

3. Zusammen mit dem in Absatz 2 genannten Ab- 
schlußdiplom ist eine Bescheinigung über die tat- 
sächliche Ausübung der betreffenden Tätigkeit 
während eines Zeitraumes von mindestens 2 Jahren 
nach Erwerb des Diploms vorzulegen. 

Artikel 2 

1. Jeder Mitgliedstaat erkennt die von den ande- ! 
ren Mitgliedstaaten ausgestellten Befähigungsnach- ! 
weise betreffend die Tätigkeiten der Forschung, der 
Gestaltung, der Beratung oder der Anwendung auf 
technischem Gebiet an, soweit diese Befähigungs- 
nachweise den in Absatz 2 dieses Artikels festge- 
legten Kriterien entsprechen und wenn zusammen 
mit ihnen die in Absatz 3 bezeichnete Bescheinigung 
vorgelegt wird; er verleiht ihnen auf seinem Ho- 
heitsgebiet die gleiche Wirkung wie den von ihm 
selbst nach den gleichen Kriterien ausgestellten Be- 
fähigungsnachweisen. 

2. Die in Absatz 1 bezeichneten Kriterien sind die 
folgenden: 

— ein nach erfolgreicher Beendigung eines voll- 
ständigen Ausbildungsganges von mindestens 
drei Jahren in einem Institut für höhere tech- 
nische Studien in der der betreffenden Tätigkeit 
entsprechenden Fachrichtung erworbenes Ab- 
schlußdiplom; 

— diesem Studiengang muß entweder der Erwerb 
eines den Zugang zu den in Artikel 1 Absatz 2 
genannten Lehranstalten eröffnenden Diploms 
oder der Abschluß einer mindestens 12jährigen 
Ausbildung (Studium und praktische Ausbil- 
dung) vorangehen. 

3. Zusammen mit dem in Absatz 2 genannten Di- 
plom ist eine Bescheinigung über die tatsächliche 
und rechtmäßige Ausübung der betreffenden Tätig- 
keiten während eines Zeitraumes von mindestens 
2 Jahren nach Erwerb des Diploms vorzulegen. 

4. Wenn in einem Mitgliedstaat der Zugang zu 
dem höheren technischen Studiengang auf Grund 
besonderer Bestimmungen nach einer kürzeren als 
der in diesem Absatz vorgesehenen Schulzeit mög- 
lich ist, aber die Bedingungen für die Zulassung zu 
den betreffenden Lehranstalten eine Ausbildung ge- 
währleisten, die von dem betreffenden Mitglied- 
staat als gleichwertig angesehen wird, so erkennen 
die anderen Mitgliedstaaten in Abweichung von 
Absatz 2 die Wirkungen derartiger Bestimmungen 
für die spätestens 4 Jahre nach Bekanntgabe dieser 
Richtlinie erworbenen Diplome an. 

Artikel 3 

1. Jeder Mitgliedstaat erkennt die von den ande- 
ren Mitgliedstaaten ausgestellten Befähigungsnach- 


weise betreffend die Tätigkeiten der Forschung, der 
Gestaltung, der Beratung oder der Anwendung auf 
technischem Gebiet an, soweit diese Befähigungs- 
nachweise den in Absatz 2 dieses Artikels festge- 
legten Kriterien entsprechen und wenn zusammen 
mit ihnen die in Absatz 3 bezeichnete Bescheini- 
gung vorgelegt wird; er verleiht ihnen auf seinem 
Hoheitsgebiet die gleiche Wirkung wie den von 
ihm selbst nach den gleichen Kriterien ausgestell- 
ten Befähigungsnachweisen. 

2. Die in Absatz 1 bezeichneten Kriterien sind die 
folgenden: 

— ein Prüfungszeugnis, das bescheinigt, daß der 
Betreffende in einer staatlich anerkannten tech- 
nischen Lehranstalt eine mindestens 13jährige 
Schulausbildung genossen hat, von der minde- 
stens die beiden letzten Jahre einem abgeschlos- 
senen technischen Vollzeitstudium in der der be- 
treffenden Tätigkeit entsprechenden Fachrich- 
tung gewidmet waren. 

3. Zusammen mit dem in Absatz 2 genannten Prü- 
fungszeugnis ist eine Bescheinigung über die tat- 
sächliche und rechtmäßige Ausübung der betreffen- 
den Tätigkeiten während eines Zeitraumes von min- 
destens 2 Jahren nach Abschluß der technischen 
Ausbildung vorzulegen. 


Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten bestimmen innerhalb der in 
Artikel 8 vorgesehenen Frist die Behörden und Stel- 
len, die für die Erteilung der in Artikel 1, 2 und 3 
genannten Bescheinigung zuständig sind, und tei- 
len sie den übrigen Mitgliedstaaten und der Kom- 
mission umgehend mit. 


Artikel 5 

Die zuständige Behörde oder Stelle des Aufnah- 
mestaates sorgt dafür, daß der Begünstigte auf An- 
trag vor der Niederlassung oder der Aufnahme 
einer vorübergehenden Tätigkeit unterrichtet wird, 
unter welche Regelung die Tätigkeit, die er im Auf- 
nahmeland ausüben will, ihrem Wesen nach fällt. 


Artikel 6 

Ist in einem Mitgliedstaat das Recht auf Führung 
der Ausbildungsbezeichnung für eine der in Ar- 
tikel 2 der Richtlinie . . . bezeichneten Tätigkeiten 
gesetzlich geregelt, so erkennt dieser Staat den 
Staatsangehörigen der anderen Mitgliedstaaten, die 
die in Artikel 1, 2 oder 3 genannten Voraussetzun- 
gen erfüllen, das Recht auf Führung der im Heimat- 
oder Herkunftsstaat erworbenen Ausbildungsbe- 
zeichnung und deren Abkürzung in der Sprache die- 
ses Staates zu, wobei Name und Sitz der Lehran- 
stalt oder des Prüfungsausschusses, der diese Be- 
zeichnung verliehen hat, anzugeben sind. 
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Artikel 7 

Die Bestimmungen dieser Richtlinien bleiben an- 
wendbar, bis die Vorschritfen über die gegenseitige 
Anerkennung der Diplome in Kraft treten. 

Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, um dieser Richtlinie innerhalb eines 
Jahres nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen, und 
setzen die Kommission hiervon unverzüglich in 
Kenntnis. 


Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission 
über alle im sachlichen Anwendungsbereich dieser 
Richtlinie geplanten Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften, deren Inkraftsetzung den Zugang zu den 
betreffenden Tätigkeiten unmittelbar berühren 
würde, sowie über die Gründe für ihren Erlaß. 

Die Mitteilung muß spätestens 3 Monate vor dem 
für die Inkraftsetzung des Entwurfs vorgesehenen 
Zeitpunkt erfolgen. 


Artikel 10 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerich- 
tet. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Vorschlag einer Richtlinie 

zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
über die Ausbildung des Ingenieurs 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 57 Absatz 2 und Artikel 66; 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Aufhe- 
bung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit ! ) ; 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen des freien Dienstlei- 
stungsverkehrs “) ; 

auf Vorschlag der Kommission; 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments; 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses; 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei den in Gruppe 833 der CITI-Nomenklatur auf- 
geführten Tätigkeiten des Ingenieurs sprechen die 
Entwicklung der Technik und die Bedürfnisse der 
Wirtschaft dafür, in den Mitgliedstaaten, in denen 
sie noch nicht besteht, die in Artikel 2 der Richtlinie 
des Rates . . . zur Festsetzung der Einzelheiten der 
Ubergangsmaßnahmen für die Tätigkeiten der For- 
schung, der Gestaltung, der Beratung und der An- 
wendung auf technischem Gebiet vorgesehene Aus- 
bildungsart einzuführen. 

Eine Entwicklung der staatlichen Rechtsvorschrif- 
ten in diesem Sinne ist eine für den späteren Erlaß 
von Richtlinien über die gegenseitige Anerkennung 
der verschiedenen Diplome notwendige Maßnahme 
der Koordinierung. 

Die gleiche Entwicklung erfordert, daß Möglich- 
keiten eines Übergangs von einer Ausbildungsart 
zur anderen vorgesehen werden — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, daß ihre Rege- 
lung der Ausbildung der in Gruppe 833 der CITI- 
Nomenklatur genannten Ingenieure eine Art der 


Ausbildung aufweist, die den in Artikel 2 der Richt- 
linie des Rates . . . zur Festsetzung der Einzelheiten 
der Ubergangsmaßnahmen für die Tätigkeiten auf 
technischem Gebiet festgesetzten Kriterien ent- 
spricht." 

Artikel 2 

Die Mitgliedslaaten stellen sicher, daß die in Ar- 
tikel 2 der Richtlinie des Rates . . . zur Festsetzung 
der Einzelheiten der übergangsmaßnahmen für die 
Tätigkeiten auf technischem Gebiet genannten Aus- 
bildungsbezeichnungen der Zugang zu der in Arti- 
kel 1 der genannten Richtlinie erwähnten Ausbil- 
dung eröffnen. Sie legen die Einzelheiten der noch 
erforderlichen zusätzlichen Ausbildung unter Berück- 
sichtigung der bereits abgeleisteten Studien fest. 

Artikel 3 

Um dieser Richtlinie nachzukommen, treffen die 
Mitgliedstaaten innerhalb eines Jahres nach ihrer 
Bekanntgabe die erforderlichen Maßnahmen und set- 
zen die Kommission davon unverzüglich in Kenntnis. 

Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission 
über alle im sachlichen Anwendungsbereich dieser 
Richtlinie geplanten Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften, deren Inkraftsetzung den Zugang zu den 
betreffenden Tätigkeiten unmittelbar berührt, sowie 
über die Gründe für ihren Erlaß. 

Diese Mitteilung muß spätestens 3 Monate vor 
dem für die Inkraftsetzung des Entwurfs vorgese- 
henen Zeitpunkt erfolgen. 

Artikel 5 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


ß Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, S. 36 62 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, S. 32 62 


Geschehen zu Brüssel, am 


10 


Tm Namen des Rates 
Der Präsident 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode Drucksache V/4250 


Vorschlag einer Empfehlung des Rates 
betreffend das Großherzogtum Luxemburg 


DER RAT — 

in Genehmigung der Richtlinie zur Festlegung der 
Einzelheiten der Übergangsmaßnahmen für den Zu- 
gang zu den Tätigkeiten der Forschung, der Gestal- 
tung, der Beratung und der Anwendung auf techni- 
schem Gebiet; 

in der Feststellung, daß der Wortlaut dieses Arti- 
kels sich nur auf die in den Mitgliedstaaten ausge- 
stellten Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen 
Befähigungsnachweise bezieht; 

in dem Bestreben, der besonderen Lage der luxem- 
burgischen Staatsangehörigen Rechnung zu tragen, 


die ihr Studium in einem Drittstaat absolviert haben, 
da das Großherzogtum Luxemburg keine eigene 
Universität besitzt; 

empfiehlt den Regierungen der anderen Mitglied- 
staaten, den Staatsangehörigen des Großherzogtums 
Luxemburg, die Inhaber eines im Sinne von Arti- 
kel 7 Absatz 10 des luxemburgischen Gesetzes vom 
2. Juni 1962 anerkannten Diploms der in Artikel 1 
der Richtlinie des Rates . . . vorgesehenen Art sind, 
die Aufnahme und Ausübung der Tätigkeiten auf 
technischem Gebiet im Bereich der Gemeinschaft 
durch Anerkennung dieser Diplome auf ihrem 
Staatsgebiet zu erleichtern. 
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Begründung 


I. 

Vorschlag für eine Richtlinie über die Einzel- 
heiten der Verwirklichung der Niederlassungs- 
freiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs 
für die selbständigen Tätigkeiten der For- 
schung, der Gestaltung, der Beratung und der 
Anwendung auf technischem Gebiet 

1. Ziel der Richtlinie I 

Die am 18. Dezember 1961 vom Rat erlassenen All- 
gemeinen Programme zur Aufhebung der Beschrän- 
kungen der Niederlassungsfreiheit und des freien 
Dienstleistungsverkehrs schreiben vor, daß die dis- 
kriminierenden Beschränkungen bei der Aufnahme 
und Ausübung der unter die Rubrik 833 des An- 
hangs II zum Allgemeinen Programm „Niederlas- 
sungsfreiheit" fallenden Tätigkeiten vor Ablauf 
der zweiten Stufe abgeschafft werden müssen. Diese 
Tätigkeiten umfassen alle technischen Dienstleistun- 
gen. In Anbetracht der sie betreffenden besonderen 
Rechtsvorschriften wurden jedoch gewisse Gruppen 
von Tätigkeiten von dem Anwendungsbereich die- 
ser Richtlinie ausgeklammert, nämlich die selbstän- 
digen Tätigkeiten des Agronomen, des Architekten, 
des Biologen und des Vermessungsingenieurs sowie 
der Beratung auf dem Gebiet des gewerblichen 
Rechtsschutzes. 

In Einklang mit Artikel 54 Absatz 2 und Artikel 63 
Absatz 2 des Vertrages betrifft die vorliegende 
Richtlinie die Verwirklichung der Niederlassungs- 
freiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs für 
die Tätigkeiten des technischen Gebiets. Gemäß die- 
sen Artikeln muß der Rat, bevor er die Richtlinien 
mit qualifizierter Mehrheit erklärt, den Wirtschafts- 
und Sozialausschuß und das Europäische Parlament 
hören. 


2. Prüfung der Artikel 

Artikel 2 

Die vorliegende Richtlinie gilt für die selbständigen 
Tätigkeiten der Forschung, der Gestaltung, der Be- j 
ratung und der Anwendung auf technischem Gebiet, j 
Daher kommen alle Berufsangehörigen, welche diese | 
Tätigkeiten ausüben, in den Genuß des Niederlas- 
sungsrechts und des freien Dienstleistungsverkehrs, 
gleichgültig, welches ihre Ausbildung ist. 

Dieser Anwendungsbereich ist sehr groß; der Aus- 
druck „Forschung, Gestaltung, Beratung, Anwen- 1 
düng" stellt eine Zusammenfassung der unter | 
Gruppe 833 der UN-Nomenklatur genannten Tätig- j 
keiten dar. 

Gemäß dem Vertrag bezieht sich die Richtlinie nicht 
ausdrücklich auf Berufsangehörige unter einer be- 


stimmten Bezeichnung, sondern auf Tätigkeiten. Sie 
betrifft demnach alle Berufsangehörigen ohne Rück- 
sicht auf ihre Bezeichnung, soweit sie eine der in der 
Richtlinie genannten Tätigkeiten ausüben. Es han- 
delt sich hierbei insbesondere um den Ingenieur, den 
Chemiker, den Physiker und den Geologen. 

Ausgeschlossen vom Anwendungsbereich der vor- 
liegenden Richtlinie sind die Industriegesellschaften 
des Baugewerbes, die in der Hauptgruppe 40 der 
CITI-Nomenklatur („Bauwesen und Öffentliche Ar- 
beiten") erfaßt sind. Für diese Gesellschaften gelten 
die beiden Richtlinien des Rates vom 7. Juli 1964 
über die selbständigen Tätigkeiten der be- und ver- 
arbeitenden Gewerbe der CITI-Hauptgruppen 23 
bis 40 (Industrie und Handwerk) (1). 

Artikel 4 

Dieser Artikel, in dem die Beschränkungen für das 
Großherzogtum Luxemburg aufgezählt sind, wurde 
in Klammern gesetzt, da in Kürze ein luxemburgi- 
sches Gesetz in Kraft tritt, durch das namentlich Ar- 
tikel 21 abgeschafft werden soll. 

Artikel 6 und 7 

Diese Artikel betreffen die Mitgliedschaft und den 
Beitritt zu einer Berufsorganisation. Bei den freien 
Berufen hat man es für zweckmäßig gehalten, den 
Fall der öffentlich-rechtlichen Berufsorganisationen, 
die eine Mitgliedschaft zur Folge haben, und den 
Fall der privatrechtlichen Berufsorganisationen, die 
einen Beitritt ermöglichen, in verschiedenen Arti- 
keln getrennt zu behandeln. 

In den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften, die die 
Mitgliedschaft bei einer öffentlich-rechtlichen Berufs- 
organisation vorsehen, sind Niederlassungsrecht und 
Dienstleistungsverkehr niemals getrennt behandelt 
worden (und hätten auch in der Praxis niemals ge- 
trennt behandelt werden können). Im Falle der Er- 
bringung von Dienstleistungen war man jedoch der 
Ansicht, daß eine Mitgliedschaft nicht zuverlässig ist, 
da der Dienstleistungserbringer seine Tätigkeit nur 
vorübergehend ausübt und nicht im Berufsleben des 
Aufnahmelandes integriert ist; das Aufnahmeland 
hat jedoch darüber zu entscheiden, ob der Dienst- 
leistungserbringer der öffentlich-rechtlichen Berufs- 
organisation unterstellt werden muß. Dazu wird in 
der Richtlinie die Möglichkeit eingeräumt, dem 
Dienstleistungserbringer vorzuschreiben, daß er der 
zuständigen Behörde vorher seine Leistungserbrin- 
gung anzeigt, damit sich die Berufsorganisation von 
seiner Tätigkeit unterrichten kann. 

Artikel 6 stellt eine Anwendung des Abschnitts III-A 
Absatz 1 des Allgemeinen Programms „Niederlas- 
sung" dar. In der Frage des Dienstleistungsverkehrs 
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gilt das gleiche Grundprinzip, das vom Rat in den 
früheren Richtlinien festgelegt wurde. 


Artikel 8 und 9 

Diese beiden Artikel betreffen das Leumundszeugnis 
und den Zuverlässigkeitsnachweis. Hierbei werden 
für das Niederlassungsrecht (Artikel 8) und für den 
Dienstleistungsverkehr (Artikel 9) zwei Aspekte be- 
rücksichtigt: Bedingungen für die Aufnahme der Tä- 
tigkeiten und Bedingungen während der Ausübung 
der Tätigkeiten. 

Das Hauptziel dieser Vorschriften, die insbesondere 
die freien Berufe betreffen, besteht darin, den Mit- 
gliedstaaten im Rahmen der Verwirklichung des 
Niederlassungsrechts die erforderlichen Sicherheiten 
hinsichtlich des guten Leumunds und der beruflichen 
Zuverlässigkeit zu geben. Diese Vorschriften gehen 
davon aus, daß die Mitgliedstaaten sich bei der 
gegenseitigen Anerkennung der im Aufnahmeland 
geforderten diesbezüglichen Dokumente absolut ver- 
trauen. 

Artikel 8 Absatz 1 betrifft die Leumundszeugnisse 
oder Zuverlässigkeitsnachweise, die für Aufnahme 
der Tätigkeit gefordert werden. Der erste Unterab- 
satz bezieht sich auf die Fälle, in denen solche Zeug- 
nisse und Nachweise im Ursprungs- und im Auf- 
nahmeland gefordert werden; in diesem Fall gilt das 
Prinzip des gegenseitigen Vertrauens; der zweite 
Unterabsatz bezieht sich auf die Fälle, in denen 
solche Zeugnisse und Nachweise nur im Aufnahme- 
land gefordert werden; der betreffende Mitgliedstaat 
verlangt von den Staatsangehörigen des Ursprungs- 
landes einen Strafregisterauszug und, falls von den 
eigenen Staatsangehörigen daneben weitere Urkun- 
den gefordert werden, eine zusätzliche gleichwertige 
Urkunde. 

Absatz 2 betrifft die während der Ausübung der 
Tätigkeit im Ursprungs- und im Aufnahmeland ge- 
forderten Nachweise. Das Ursprungsland muß dem 
Aufnahmeland die erforderlichen Auskünfte erteilen. 
Werden solche Nachweise nur im Aufnahmeland ge- 
fordert, so erhält dieser Staat die erforderlichen 
Sicherheiten mit der in Absatz 1 Unterabsatz 2 vor- 
gesehenen Bescheinigung. Diese Bescheinigung, die 
zum Zeitpunkt des Antrags auf Aufnahme der Tätig- 
keit im Aufnahmeland ausgestellt wird, deckt 
zwangsläufig den im Ursprungsland zurückgelegten 
Tätigkeitszeitraum. 

Absatz 3 betrifft den Konkurs und die finanzielle 
Leistungsfähigkeit. Diese Vorschriften können in be- 
stimmten Mitgliedstaaten notwendig sein. Außerdem 
muß diese Bestimmung für den Fall beibehalten 
werden, daß eine Vereinigung selbständiger Berufs- 
angehöriger in Form einer Gesellschaft im Sinne 
von Artikel 1 gegründet wird. 

Artikel 9 sieht vor, daß für den Erbringer von 
Dienstleistungen der Nachweis des guten Leumunds 
und der beruflichen Zuverlässigkeit aus Einfachheits- 
gründen in einem einzigen Dokument bescheinigt 
wird. 


Artikel 10 

Dieser Artikel sichert den Begünstigten das Recht 
auf Führung der im Aufnahmestaat gesetzlich ge- 
regelten Berufsbezeichnung, falls er in dieser Hin- 
sicht die Bedingungen der Gesetzgebung dieses Staa- 
tes oder die in der Richtlinie . . . zur Festsetzung der 
| Einzelheiten der Übergangsmaßnahmen auf dem Ge- 
! biet der Ausbildung vorgesehenen Bedingungen er- 
füllt. 

II. 

Vorschlag einer Richtlinie zur Festsetzung der 
| Einzelheiten der Übergangsmaßnahmen für die 
Tätigkeit der Forschung, der Gestaltung, der 
Beratung und der Anwendung auf technischem 
Gebiet 

1. Ziel der Richtlinie 

Die Allgemeinen Programme „Niederlassungsfrei- 
I heit 1 ' und „Dienstleistungsverkehr 11 schreiben vor, 
daß gleichzeitig mit der Ausarbeitung der Richtlinien 
j zur Durchführung des Allgemeinen Programms für 
die einzelnen Gruppen von Dienstleistungen geprüft 
j wird, ob vor, gleichzeitig mit oder nach der Auf- 
hebung der Beschränkungen des freien Dienst- 
leistungsverkehrs eine gegenseitige Anerkennung 
der Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Be- 
I fähigungsnachweise für die Aufnahme und Aus- 
I Übung dieser Tätigkeiten erforderlich ist. Bis zur 
I gegenseitigen Anerkennung der Diplome oder dieser 
I Koordinierung kann eine Übergangsregelung ange- 
! wandt werden, um die Aufnahme oder Ausübung 
der Tätigkeiten zu erleichtern. 

Wegen der außerordentlichen Vielfalt der in den 
sechs Mitgliedstaaten bestehenden Ausbildungsbe- 
dingungen für die durch die Richtlinie . . . erfaßten 
Tätigkeiten konnten die für den Erlaß einer Richt- 
linie über die gegenseitge Anerkennung der Diplome 
notwendigen Vorschriften nicht ausgearbeitet wer- 
den. 

Daher lag die Einführung einer Übergangsregelung 
! auf Grund der erwähnten Vorschriften des Allge- 
meinen Programms nahe. Es versteht sich jedoch, 
daß die Arbeiten im Zusammenhang mit der gegen- 
seitigen Anerkennung der Diplome mit großem Eifer 
fortgesetzt werden müssen. 

Mit der Übergangsregelung bietet der Richtlinien- 
vorschlag auf dem Gebiet der Ausbildung eine den 
freien Personenverkehr erleichternde Sofortlösung, 
ohne bereits sämtliche zur Erreichung einer gegen- 
seitigen Anerkennung der Diplome erforderlichen 
Maßnahmen einzuführen. 

Diese Lösung besteht darin, den Mitgliedstaaten 
Mindestvorschriften über die Gleichwertigkeit der 
Ausbildungsbedingungen zur Annahme vorzulegen. 
Sie läßt diese Ubergangsvorschriften nur für Berufs- 
angehörige zum Zuge kommen, die bereits eine ge- 
wisse Berufserfahrung besitzen. 

Der Richtlinienvorschlag geht von einer Synthese 
der gegenwärtigen Verhältnisse aus und sieht zwei 
Typen von Berufsangehörigen vor, deren Ausbil- 
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dungskriterien er näher beschreibt: der erste Typ 
betrifft die Ingenieure im gängigen Sinne dieser Be- 
zeichnung und umfaßt zwei Ausbildungsarten, der 
zweite Typ betrifft die Techniker. Die Ausbildungs- 
formen, die in den Mitgliedstaaten bestehen und 
einem dieser beiden Typen entsprechen, werden in- 
soweit als gleichwertig betrachtet, als es zur Erleich- 
terung der Freizügigkeit der Berufsangehörigen er- 
forderlich ist. 

Jeder der in dem Richtlinienvorschlag vorgesehenen 
Ausbildungstypen stellt nur einen allgemeinen Rah- 
men dar, in dem beim gegenwärtigen Stand der Har- 
monisierung gewisse Verschiedenheiten — insbe- 
sondere, was die einzelnen Fachrichtungen betrifft 
— zwangsläufig fortbestehen. Gerade die Unmög- 
lichkeit, in angemessener Frist Gleichwertigkeiten 
herzustellen, die alle diese Verschiedenheiten be- 
rücksichtigten, zwingt dazu, sich in einer ersten 
Etappe darauf zu beschränken, für jede Ausbildung 
ein Minimum festzusetzen, das es den Mitgliedstaa- 
ten ermöglicht, in dem zur Erleichterung der freien 
Niederlassung allein erforderlichen Maße einen In- 
begriff von Ausbildungsmodalitäten gegenseitig an- 
zuerkennen, ohne sich dabei über eine wirkliche 
Gleichwertigkeit der von den Programmen vorge- 
sehenen Arten von Schul- und akademischer Aus- 
bildung auszusprechen. 


2. Prüfung der wichtigsten Artikel 

Artikel 1, 2 und 3 

Die Artikel 1, 2 und 3 legen die Mindestkriterien 
fest, denen die verschiedenen Ausbildungsgänge 
entsprechen müssen, um in den sechs Mitgliedstaa- 
ten als für die Verwirklichung der Niederlassungs- 
freiheit — unter Berücksichtigung der Tatsache — , 
daß es sich nur um eine Übergangsmaßnahme han- 
delt — gleichwertig anerkannt werden zu können. 

Diese Kriterien sind jedoch klar genug, um den 
Mitgliedstaaten eine Einordnung ihrer verschiede- 
nen Ausbildungsgänge in eine der vorgesehenen 
Gruppen zu ermöglichen. Da es sich um Mindest- 
kriterien handelt, können ihnen verschiedene Aus- 
bildungsgänge entsprechen, ohne daß diese dadurch 
wirklich gleichwertig wären. 


III. 

Vorschlag einer Richtlinie zur Koordinierung 
bestimmter Rechts- und Verwaltungsvorschrif- 
ten für die Tätigkeiten des Ingenieurs 

1. Ziel der Richtlinie 

Diese Richtlinie soll eine Mindestkoordinierung der 
Vorschriften der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet 
der Ausbildung des Ingenieurs gewährleisten, die 
durch den Erlaß der Richtlinie . . . über eine diesbe- 
zügliche Ubergangsregelung erforderlich wird. 

Die in dieser Richtlinie und in der Richtlinie des 
Rates vom . . . behandelten Materie — nämlich die 


Ausbildung des Ingenieurs ist in den Mitglied- 
staaten im vollen Wandel begriffen. 

Gewiß läßt es sich nicht behaupten — und das ist 
besonders zu betonen — , daß dieser Richtlinienvor- 
schlag eine Lösung für das Problem der auf dem 
Gebiet der Ingenieurausbildung im Gange befind- 
lichen Reformen enthielte; er bezweckt nur, durch 
Ubergangsmaßnahmen die in nächster Zukunft not- 
wendigsten Voraussetzungen für die Beseitigung der 
Hindernisse für die Freizügigkeit der Berufsange- 
hörigen einzuführen, die sich gegenwärtig aus der 
Gesetzgebung einiger Staaten auf dem Gebiet des 
Bildungswesens ergeben. 

Es ist festzustellen, daß dieser Text in keiner Weise 
die Entwicklung hemmt oder zu einer voneinander 
getrennten Gruppierung der zur Zeit bestehenden 
Ausbildungen führt. 

Gleichwohl mußte die Kommission bei der Lösung 
der begrenzten, aber dringenden Probleme des Nie- 
derlassungsrechts ihr Augenmerk gleichzeitig auf 
die Entwicklung richten, die sich auf dem Gebiet der 
Ingenieurausbildung abzeichnet. Die ersten Vor- 
schläge, die hier erlassen werden, müssen geeignet 
sein, die gegenwärtigen Wandlungen zu erleichtern. 

2. Prüfung der Artikel 1 und 2 

A. Die Ausbildungstypen 

Die vorliegenden Texte berücksichtigen dies und 
gehen daher von den folgenden allgemeinen Erwä- 
gungen aus: 

a) Die Untersuchung der Frage, welche Ingenieur- 
ausbildung den Bedürfnissen der Wirtschaft ent- 
spricht, ergibt, daß in Zukunft zwei Ausbildungs- 
arten zu unterscheiden sind: 

— eine wissenschaftlich und theoretisch betonte 
Ausbildung 

— eine technisch und praktisch betonte Ausbil- 
dung. Diese Art der Ausbildung besteht ge- 
genwärtig in der Mehrzahl der Mitgliedstaa- 
ten. Sie entspricht einem starken Bedürfnis 
der Auszubildenden und der Wirtschaft. Sie 
ist deshalb dort einzuführen, wo sie noch nicht 
bekannt ist. 

Von diesen beiden Arten der Ausbildung zum 
Ingenieur ist zu unterscheiden die Ausbildung 
zum qualifizierten Techniker. 

b) Im übrigen ist sicherzustellen, daß der Übergang 
innerhalb der beiden Arten von Ingenieuren 
möglich ist, und zwar so, daß ein Angehöriger 
eines Mitgliedstaates diesen Übergang in jedem 
Mitgliedstaat und mit rechtlicher Wirkung in 
allen Mitgliedstaaten vollziehen kann. 

B. Das Problem des Tätigkeitsbereiches 

Da der Richtlinienvorschlag über die Einzelheiten 
der Ausbildung nur die erste Regelung auf dem 
Wege zur gegenseitigen Anerkennung der Diplome 
darstellt, löst er nicht alle Schwierigkeiten, die sich 
für die Inhaber eines Diploms eines der in der Richt- 
linie aufgeführten Typen aus der Verschiedenheit 
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des ihnen in den einzelnen Mitgliedstaaten olfen- 
stehenden Tätigkeitsbereiches ergeben. 

Es ist denkbar, daß ein Mitgliedstaat gewisse Tätig- 
keiten dem Inhaber eines bestimmten Diploms vor- 
behält. In diesem Zusammenhang betont der Richt- 
linienvorschlag die Notwendigkeit, Übergänge fest- 
zusetzen, die dem Studierenden die Erreichung der 
verschiedenen Ausbildungen und damit den Zu- 
gang zu jeglicher Art von Tätigkeit ermöglichen. 
Trotzdem können bei der gegenwärtigen Sachlage 
in den Mitgliedstaaten unterschiedliche Anforde- 
rungen hinsichtlich bestimmter Typen von Tätig- ; 
keiten bestehen, für die diese Staaten eine be- 
stimmte Ausbildung vorschreiben. Die Harmonisie- 
rung ist demnach in diesem Punkt noch nicht voll- 
ständig. 

Aus dem Vorstehenden ergibt sich, daß in Anwen- 
dung der vorliegenden Richtlinienvorschläge ein 
Staatsangehöriger eines Mitgliedstaates sein Diplom 
gleichwertig mit den in die gleiche Kategorie ge- 
hörenden — weil den gleichen Kriterien entspre- 
chenden — Diplomen der anderen Mitgliedstaaten : 
verwenden kann; er hat jedoch deshalb noch nicht 
automatisch das Recht, im Aufnahmeland alle Tätig- 
keiten auf technischem Gebiet auszuüben, wenn 
dieses Land einige davon den Berufsangehörigen 
vorbehält, deren Ausbildung ihrer Art nach anders 
ist als die des Betreffenden. 

Selbstverständlich steht es in einem Mitgliedstaat, 
in dem es keine Rechtsvorschriften gibt, die für den 
Zugang zu einer Tätigkeit das Diplom verlangen, 
einer öffentlichen Verwaltung oder einem Unter- 
nehmensleiter frei, für irgendeine Tätigkeit den 
Inhaber irgendeines Diploms — ja sogar einen Be- 
rufsangehörigen ohne Diplom — einzustellen; be- ■ 
steht jedoch eine rechtliche Regelung über die Aus- 
bildungsbezeichnung, so steht es in allen Mitglied- 
staaten einer öffentlichen Verwaltung wie einem 
Unternehmensleiter frei, für eine bestimmte Tätig- 
keit eine bestimmte Ausbildungsbezeichnung zu ver- 
langen. 

Es leuchtet ein, daß eine Koordinierung der Bestim- 
mungen zur Regelung des Tätigkeitsbereiches selbst 
notwendig und dringend ist. Die diesbezüglichen 
Arbeiten müssen so schnell wie möglich durchgeführt 
werden. 

IV. Führung des Titels 

Das Problem der Führung eines Titels wird in zwei 
verschiedenen Richtlinien behandelt, je nachdem, ob | 
es sich um die Führung einer Berufsbezeichnung ! 
(Richtlinie „Aufhebung der Beschränkungen") oder 
um die Führung einer Ausbildungsbezeichnung 
(Richtlinie „Ubergangsmaßnahmen") handelt. 

Wie erinnerlich, entsprechen die in Rede stehenden 
Ausbildungsarten den in dem ersten Richtlinienvor- 
schlag „Aufhebung der Beschränkungen" genannten 
Tätigkeiten, d. h. den Tätigkeiten der Forschung, der 
Gestaltung, der Beratung und der Anwendung auf 
technischem Gebiet. ! 

Es handelt sich also um einen sehr weiten Bereich, ; 
der eine große Zahl von Berufsangehörigen mit ver- , 


schiedenen Titeln umfaßt (Chemiker, Physiker, 
Geologe, Ingenieur . . .). Daraus ergibt sich ein termi- 
nologisches Problem, dem zur Vermeidung von Un- 
klarheiten Beachtung zu schenken ist. 

Der Begriff „Ingenieur" im besonderen wird in allen 
Mitgliedstaaten mit ganz verschiedener Bedeutung 
verwendet. Er kann eine gesetzlich geregelte Be- 
rufsbezeichnung sein, eine Ausbildungsbezeichnung 
darstellen oder auch eine vom allgemeinen Sprach- 
gebrauch verwendete Bezeichnung ohne genaue 
juristische Bedeutung sein. 

Im übrigen kommt dem Recht, den Titel „Ingenieur" 
zu führen, oft eine erhebliche Bedeutung zu. In 
Deutschland z. B. steht den Absolventen verschie- 
dener Ausbildungsarten in gleicher Weise das ge- 
setzliche Recht zur Führung der Berufsbezeichnung 
„Ingenieur" zu. 

In der Praxis werden mit den beiden ersten vor- 
stehend genannten Arten von Ausbildung in der 
gesamten Gemeinschaft „Ingenieure" herangebildet, 
wobei dieser Ausdruck in seiner gängigen Bedeu- 
tung, nicht jedoch in einem juristischen Sinne ver- 
wendet wird. 

Zu dem juristischen Aspekt dieser Frage ist festzu- 
stellen, daß dieser Richtlinienvorschlag die Rechts- 
vorschriften über die Führung einer Berufsbezeich- 
nung nicht ändert. Auf diesem Gebiet besteht also 
die Regel, daß der durch die Richtlinie Begünstigte 
die Rechtslage des Aufnahmestaates beachtet. 

Wenn der Inhaber eines Diploms einer gegebenen 
Kategorie in einem Mitgliedstaat, in dem die Füh- 
rung der Berufsbezeichnung geregelt ist, eine Tätig- 
keit aufnimmt, führt er in diesem Mitgliedstaat eine 
Berufsbezeichnung, die das Gesetz dieses Staates 
festlegt. Wenn die Berufsbezeichnung nicht geregelt 
ist, steht es dem Begünstigten frei, eine Berufsbe- 
zeichnung nach seiner Wahl zu führen. Dieser Titel 
ist dann zulässig, d. h. er verstößt nicht gegen das 
Gesetz, er ist aber nicht legal, da nicht durch Gesetz 
geregelt (Artikel 10 des Richtlinienvorschlages 
„Aufhebung der Beschränkungen"). 

Da hinsichtlich der Ausbildungsbezeichnung die Vor- 
schriften über die Gleichwertigkeit kein Urteil über 
den „akademischen Wert" der Diplome abgeben 
wollen, trägt der Begünstigte die Ausbildungsbe ? 
Zeichnung seines Herkunftstaates (Artikel 6 der 
Richtlinie „Ubergangsmaßnahmen"). 

V. 

Empfehlung des Rates 
betreffend das Großherzogtum Luxemburg 

Da das Großherzogtum Luxemburg keine Universität 
besitzt, studieren seine Staatsangehörigen in den 
Nachbarstaaten, gegebenenfalls in einem Drittstaat. 
Die vorliegenden Richtlinienvorschläge können die 
Diplome von Drittstaaten nicht berücksichtigen,- da- 
her wird dem Rat vorgeschlagen, an die Regierungen 
der anderen Mitgliedstaaten die Empfehlung zu 
richten, auf ihrem Staatsgebiet den luxemburgischen 
Staatsangehörigen, die Inhaber eines aus einem 
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Drittstaat stammenden Diploms sind, den Zugang 
zu den in Frage stehenden Tätigkeiten zu erleich- 
tern. 


VI. Das Problem der Flüchtlinge 

Das bereits anläßlich der Annahme der Allgemeinen 
Programme geprüfte Problem der Flüchtlinge stellt 
sich mit noch größerer Schärfe für die freien Berufe. 
Unter den Flüchtlingen gibt es nämlich eine erheb- 
liche Zahl von Berufsangehörigen, die einen freien 
Beruf, z. B. den Beruf des Ingenieurs, ausgeübt 
haben. 

Hierfür wird vorgeschlagen, die Möglichkeit einer 
Erklärung des Rates zu prüfen, die derjenigen ent- 
sprechen könnte, die der Rat am 25. März 1964 *) 
bei Erlaß der Verordnung über die Freizügigkeit der 
Arbeitnehmer in der Gemeinschaft abgegeben hat. 

l ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 78 
vom 22. Mai 1964, S. 1225/64 
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